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Zu § 6 Absätze 1 und 2  der Verordnung
§ 6

(1) Für die Zeit des vorübergehenden Ausscheidens 
aus der Gemeinschaftsverpflegung (z. B. bei Ferien 
oder Krankheit) ist für die Kinder, die das 15. Lebens­
jahr noch nicht vollendet haben bzw. für welche die 
Voraussetzungen gemäß § 2 Abs. 2 od^r 3 der Verord­
nung zutreffen, einheitlich ein staatlicher Kinderzu­
schlag

in Höhe von monatlich 20,— DM 
bzw. täglich 0,65 DM

zu zahlen.

(2) Die Auszahlung hat durch die Einrichtung zu er­
folgen, aus deren Gemeinschaftsverpflegung das Kind 
vorübergehend ausscheidet, und zwar auch für solche 
Kinder, für die durch den örtlichen Rat keine Auszah-

/ lungskarte ausgestellt wurde. Es ist nicht erforderlich, 
daß nur wiegen dieser vorübergehenden Zahlungen 
Auszahlungskarten ausgestellt werden.

(3) Die staatlichen Kinderheime und Schulinternate 
riehmen die Auszahlungen aus den für diese Zwecke 
geplanten Haushaltsmitteln bzw. aus dem Sachkonto 
für die Verpflegung vor. Den nichtstaatlichen Einrich­
tungen werden die ausgezahlten Beträge von dem zu­
ständigen Rat des Kreises, Abteilung Finanzen, er­
stattet.

Zu § 14 der Verordnung
§ 7

Die Auszahlung des staatlichen Kinderzuschlages hat 
in den in § 1 dieser Durchführungsbestimmung genann­
ten Fällen durch die gemäß § 14 Buchstaben a bis d 
und f bis h der Verordnung zuständigen Auszahlungs­
stellen zu erfolgen.

Zu § 17 der Verordnung
§ 8

* Zum Nachweis über die bei der zuständigen Auszah­
lungsstelle erfolgte Veränderungsmeldung ist dem Be­
trieb, in dem ein Kind, für das bisher der staatliche 
Kinderzuschlag gezahlt wurde, eine Tätigkeit auf 
Grund eines Arbeitsrechtsverhältnisses (einschließlich 
Lehrverhältnis) aufnimmt, die Auszahlungskarte vor­
zulegen. Das gleiche gilt bei der Aufnahme eines Stu­
diums an einer Hoch- oder Fachschule. Der Betrieb 
bzw. die Hoch- oder Fachschule hat die ordnungs­
gemäße Vorlage zu kontrollieren und auf der Aus­
zahlungskarte zu bestätigen.

Zu § 9 der Ersten Durchführungsbestimmung
§ 9

In Zweifelsfällen entscheidet der für den Wohnsitz 
des Kindes zuständige Rat der Gemeinde (Stadt, 
Stadtbezirk) — Sozialwesen — über den Anspruch auf 
Zahlung eines staatlichen Kinderzuschlages. Gegen 
diese Entscheidung kann innerhalb von 14 Tagen beim 
Rat des Kreises, Abteilung Gesundheits- und Sozial­
wesen, Einspruch erhoben werden. Der Rat des Kreises, 
Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen, entscheidet 
innerhalb von 14 Tagen, nachdem der Einspruch er­
hoben wurde, endgültig. Die gemäß § 9 der Ersten 
Durchführungsbestimmung vom 28. Mai 1958 zur Ver­
ordnung über die Zahlung eines staatlichen Kinderzu­
schlages (GBl. I S. 439) für die Prüfung des Anspruches 
zuständigen Auszahlungsstellen haben nach der vom 
Rat der Gemeinde (Stadt, Stadtbezirk) — Sozial­
wesen — bzw. Rat des Kreises, Abteilung Gesundheits­
und Sozialwesen, getroffenen Entscheidung zu ver­
fahren.

§ 10
(1) In Fällen, in denen durch diese Durchführungs­

bestimmung ein Anspruch auf Zahlung des staatlichen 
Kinderzuschlages festgestellt wird und bisher keine 
Auszahlung erfolgte, ist der Kinderzuschlag für die 
Zeit vom Inkrafttreten der Verordnung über die Zah­
lung eines staatlichen Kinderzuschlages bzw. vom 
Entstehen des Anspruches an nachzugewähren.

(2) Zahlungen, die bisher auf Grund örtlicher Ent­
scheidungen, die von dieser Durchführungsbestim­
mung abweichen, geleistet wurden, sind nicht zurück­
zufordern.

§ 11

Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer 
Verkündung in Kraft.

Berlin, den 12. Mai 1959
Der Minister für Gesundheitswesen

S e f r i n
Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates

Anordnung
über die Arbeitsfreistellungen von Sportlern und
Funktionären zur Teilnahme am III. Deutschen 

Turn- und Sportfest 1959.
Vom 23. Mai 1959

Zur Vorbereitung des III. Deutschen Turn- und Sport­
festes, das in der Zeit vom 13. bis 16. August 1959 in 
Leipzig stattfindet, ist, um die Teilnahme aller aktiven 
Sportler und Funktionäre an, diesem Fest zu gewähr­
leisten, eine einheitliche Regelung der Arbeitsfreistel­
lung notwendig. __

Im Einvernehmen mit der Staatlichen Plankommis­
sion, dem Minister der Finanzen, dem Vorsitzenden 
des Komitees für Arbeit und Löhne und nach Anhören 
des Bundesvorstandes des Freien Deutschen Gewerk­
schaftsbundes wird daher folgendes angeordnet:

§ 1
Freistellung von aktiven Teilnehmern und Funktio­

nären der Sportschau, der Festübungen und des
Festspiels des III. Deutschen Turn- und Sportfestes

(1) Betriebe, Schulen, Hochschulen, Organe der staat­
lichen Verwaltung, Institute und Einrichtungen gewäh­
ren Arbeitsfreistellungen für die Vorbereitung und 
Teilnahme am III. Deutschen Turn- und Sportfest. Die 
Leiter der Betriebe und anderer Einrichtungen sind 
dafür verantwortlich, daß durch die Freistellungen 
keine Produktionsausfälle oder Verzögerungen in der 
Erfüllung des Volkswirtschaftsplanes eintreten.

(2) Die vom Deutschen Turn- und Sportbund heraus­
gegebenen Freistellungskarten sind in Übereinstim­
mung mit den Leitungen der Betriebe und Einrichtun­
gen, den betrieblichen Gewerkschafts- und Sportorga­
nisationen zu übergeben.

§ 2
Freistellung von Teilnehmern an Wettkämpfen oder 
von ehrenamtlichen Funktionären der sozialistischen 

Sportbewegung
(1) Für die Freistellung von Teilnehmern an Wett­

kämpfen des III. Deutschen Turn- und Sportfestes sowie 
für die Freistellung von ehrenamtlichen Funktionären 
der sozialistischen Sportbewegung, die zur Vorberei­
tung und Durchführung des III. Deutschen Turn- und 
Sportfestes von den Leitungen des Deutschen Turn- und 
Sportbundes (Bundesvorstand, Bezirksvorstand oder


